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Inhalt: Geſetz, betreffend die Krankenverſicherung der Arbeiter. S. 73. 


(Nr. 1496.) Geſetz, betreffend die Krankenverſicherung der Arbeiter. Vom 15. Juni 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen ıc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


A. Verſicherungszwang. 


Se 

Perſonen, welche gegen Gehalt oder Lohn beſchäftigt find: 

1. in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanſtalten, Brüchen und Gruben, 
in Fabriken und Hüttenwerken, beim Eiſenbahn⸗ und Binnendampfſchiff⸗ 
fahrtsbetriebe, auf Werften und bei Bauten, 

2. im Handwerk und in ſonſtigen ſtehenden Gewerbebetrieben, 


3. in Betrieben, in denen Dampfkeſſel oder durch elementare Kraft (Wind, 
Waſſer, Dampf, Gas, heiße Luft ꝛc.) bewegte Triebwerke zur Ver⸗ 
wendung kommen, ſofern dieſe Verwendung nicht ausſchließlich in vor⸗ 
übergehender Benutzung einer nicht zur Betriebsanlage gehörenden 
Kraftmaſchine beſteht, 

ſind mit Ausnahme der im F. 2 unter Ziffer 2 bis 6 aufgeführten Perſonen, 
ſofern nicht die Beſchäftigung ihrer Natur nach eine vorübergehende oder durch 
den Arbeitsvertrag im voraus auf einen Zeitraum von weniger als einer Woche 
beſchränkt iſt, nach Maßgabe der Vorſchriften dieſes Geſetzes gegen Krankheit zu 
verſichern. 
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Betriebsbeamte unterliegen der Verſicherungspflicht nur, wenn ihr Arbeits⸗ 
verdienſt an Lohn oder Gehalt ſechszweidrittel Mark für den Arbeitstag nicht 
überſteigt. 

Als Gehalt oder Lohn im Sinne dieſes Geſetzes gelten auch Tantiemen 
und Naturalbezüge. Der Werth der letzteren iſt nach Ortsdurchſchnittspreiſen in 
Anſatz zu bringen. 

§. 2. 


Durch ſtatutariſche Beſtimmung einer Gemeinde für ihren Bezirk, oder 
eines weiteren Kommunalverbandes für ſeinen Bezirk oder Theile desſelben, kann 
die Anwendung der Vorſchriften des $. 1 erſtreckt werden: 

1. auf diejenigen in $. 1 bezeichneten Perſonen, deren Beſchäftigung ihrer 

Natur nach eine vorübergehende oder durch den Arbeitsvertrag im 
voraus auf einen Zeitraum von weniger als einer Woche beſchränkt iſt, 

2. auf Handlungs⸗Gehülfen und Lehrlinge, Gehülfen und Lehrlinge in 

Apotheken, 

3. auf Perſonen, welche in anderen als den in $. 1 bezeichneten Transport⸗ 

gewerben beſchäftigt werden, 


4. auf Perſonen, welche von Gewerbetreibenden außerhalb ihrer Betriebs⸗ 
ſtätten beſchäftigt werden, 


5. auf ſelbſtändige Gewerbetreibende, welche in eigenen Betriebsſtätten im 
Auftrage und für Rechnung anderer Gewerbetreibender mit der Her⸗ 
ſtellung oder Bearbeitung gewerblicher Erzeugniſſe beſchäftigt werden 
(Hausinduſtrie), 

6. auf die in der Land- und Forſtwirthſchaft beſchäftigten Arbeiter. 


Die auf Grund dieſer Vorſchrift ergehenden ſtatutariſchen Beſtimmungen 
müſſen neben genauer Bezeichnung derjenigen Klaſſen von Perſonen, auf welche 
die Anwendung der Vorſchriften des $. 1 erſtreckt werden ſoll, Beſtimmungen 
über die Verpflichtung zur An⸗ und Abmeldung, ſowie über die Verpflichtung 
zur Einzahlung der Beiträge enthalten. 

Sie bedürfen der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde und ſind 
in der für Bekanntmachungen der Gemeindebehörden vorgeſchriebenen oder üblichen 
Form zu veröffentlichen. 

. . 


Auf Beamte, welche in Betriebsverwaltungen des Reichs, eines Bundes⸗ 
ſtaates oder eines Kommunalverbandes mit feſtem Gehalt angeſtellt find, finden 
die Beſtimmungen der $$. 1, 2 dieſes Geſetzes keine Anwendung. 

Auf ihren Antrag ſind von der Verſicherungspflicht zu befreien, Perſonen, 
welche im Krankheitsfalle mindeſtens für dreizehn Wochen auf Verpflegung in 
der Familie des Arbeitsgebers oder auf Fortzahlung des Gehaltes oder des Lohnes 
Anſpruch haben. 


= Harris 


B. Gemeinde⸗Krankenverſicherung. 


§. 4. 
Für alle verſicherungspflichtigen Perſonen, welche nicht 

einer Orts⸗Krankenkaſſe ($. 16), 

einer Betriebs- (Fabrik-) Krankenkaſſe ($. 59), 

einer Bau⸗Krankenkaſſe ($. 69), 

einer Innungs⸗Krankenkaſſe ($. 73), 

einer Knappſchaftskaſſe ($. 74), 

einer eingeſchriebenen oder auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften 
errichteten Hülfskaſſe ($. 75) 

angehören, tritt die Gemeinde⸗Krankenverſicherung ein. 

Perſonen der in $$. 1, 2, 3 bezeichneten Art, welche der Verſicherungs⸗ 
pflicht nicht unterliegen, ſowie Dienſtboten find berechtigt, der Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verſicherung der Gemeinde, in deren Bezirk ſie beſchäftigt ſind, beizutreten. Der 
Beitritt erfolgt durch ſchriftliche oder mündliche Erklärung beim Gemeindevorſtande, 
gewährt aber keinen Anſpruch auf Unterſtützung im Falle einer bereits zur Zeit 
dieſer Erklärung eingetretenen Erkrankung. Beigetretene, welche die Verſicherungs⸗ 
beiträge ($. 5) an zwei auf einander folgenden Zahlungsterminen nicht geleiſtet 
haben, ſcheiden damit aus der Gemeinde⸗Krankenverſicherung aus. 


F. 5. 


Denjenigen Perſonen, für welche die Gemeinde⸗Krankenverſicherung eintritt, 
iſt von der Gemeinde, in deren Bezirk ſie beſchäftigt ſind, im Falle einer Krankheit 
oder durch Krankheit herbeigeführten Erwerbsunfähigkeit Krankenunterſtützung zu 
gewähren. 

Von denſelben hat die Gemeinde Krankenverſicherungsbeiträge (§. 9) zu 
erheben. 

. 


Als Krankenunterſtützung iſt zu gewähren: 


1. vom Beginn der Krankheit ab freie ärztliche Behandlung, Arznei, ſowie 
Brillen, Bruchbänder und ähnliche Heilmittel; 

2. im Falle der Erwerbsunfähigkeit, vom dritten Tage nach dem Tage 
der Erkrankung ab für jeden Arbeitstag ein Krankengeld in Höhe der 
Hälfte des ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter. 

Die Krankenunterſtützung endet ſpäteſtens mit dem Ablauf der dreizehnten 

Woche nach Beginn der Krankheit. 
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Die Gemeinden ſind ermächtigt, zu beſchließen, daß bei Krankheiten, welche 
die Betheiligten ſich vorſätzlich oder durch ſchuldhafte Betheiligung bei Schlägereien 
oder Raufhändeln, durch Trunkfälligkeit oder geſchlechtliche Ausſchweifungen zu⸗ 
gezogen haben, das Krankengeld gar nicht oder nur theilweiſe gewährt wird, ſowie 
daß Perſonen, welche der Verſtcherungspflicht nicht unterliegen und freiwillig der 
Gemeinde-Krankenverſicherung beitreten, erſt nach Ablauf einer auf höchſtens ſechs 
Wochen vom Beitritte ab zu bemeſſenden Friſt Krankenunterſtützung erhalten. 

Das Krankengeld iſt wöchentlich poſtnumerando zu zahlen. 


8.5. 
An Stelle der in $. 6 vorgeſchriebenen Leiſtungen kann freie Kur und 
Verpflegung in einem Krankenhauſe gewährt werden, und zwar: 

1. für diejenigen, welche verheirathet oder Glieder einer Familie ſind, mit 
ihrer Zuſtimmung, oder unabhängig von derſelben, wenn die Art der 
Krankheit Anforderungen an die Behandlung oder Verpflegung ſtellt, 
welchen in der Familie des Erkrankten nicht genügt werden kann, 


2. für ſonſtige Erkrankte unbedingt. 


Hat der in einem Krankenhauſe Untergebrachte Angehörige, deren Unter⸗ 
halt er bisher aus ſeinem Arbeitsverdienſte beſtritten hat, ſo iſt neben der freien 
Kur und Verpflegung die Hälfte des in $. 6 feſtgeſetzten Krankengeldes zu leiſten. 
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Der Betrag des ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter wird von 
der höheren Verwaltungsbehörde nach Anhörung der Gemeindebehörde feſtgeſetzt. 

Die Feſtſetzung findet für männliche und weibliche, für jugendliche und 
erwachſene Arbeiter beſonders ſtatt. Für Lehrlinge gilt die für jugendliche 
Arbeiter getroffene Feſtſtellung. 


$. 9. 


Die von der Gemeinde zu erhebenden Verſicherungsbeiträge ſollen, ſo lange 
nicht nach Maßgabe des $. 10 etwas anderes feſtgeſetzt iſt, einundeinhalbes Prozent 
des ortsüblichen Tagelohnes (vergl. $. 8) nicht überſteigen und find mangels 
beſonderer Beſchlußnahme in dieſer Höhe zu erheben. 

Dieſelben fließen in eine beſondere Kaſſe, aus welcher auch die Kranken⸗ 
unterſtützungen zu beſtreiten ſind. 

Die Einnahmen und Ausgaben dieſer Kaſſe ſind getrennt von den ſonſtigen 
Einnahmen und Ausgaben der Gemeinde feſtzuſtellen und zu verrechnen. Die 
Verwaltung der Kaſſe hat die Gemeinde unentgeltlich zu führen. Ein Jahres⸗ 
abſchluß der Kaſſe nebſt einer Ueberſicht über die Verſicherten und die Krankheits⸗ 
verhältniſſe iſt alljährlich der höheren Verwaltungsbehörde einzureichen. 
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Reichen die Beſtände der Krankenverſicherungskaſſe nicht aus, um die fällig 
werdenden Ausgaben derſelben zu decken, ſo ſind aus der Gemeindekaſſe die 
erforderlichen Vorſchüſſe zu leiſten, welche ihr, vorbehaltlich der Beſtimmungen des 
F. 10, demnächſt aus der Krankenverſicherungskaſſe mit ihrem Reſervefonds zu 
erſtatten ſind. 

F. 10. 


Ergiebt ſich aus den Jahresabſchlüſſen, daß die geſetzlichen Kranken- 
verſicherungsbeiträge zur Deckung der geſetzlichen Krankenunterſtützungen nicht 
ausreichen, ſo können mit Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde die 
Beiträge bis zu zwei Prozent des ortsüblichen Tagelohnes (F. 8) erhöht werden. 

Ueberſchüſſe der Einnahmen über die Ausgaben, welche nicht zur Deckung 
etwaiger Vorſchüſſe der Gemeinde in Anſpruch genommen werden, find zunächſt 
zur Anſammlung eines Reſervefonds zu verwenden. 

Ergeben ſich aus den Jahresabſchlüſſen dauernd Ueberſchüſſe der Einnahmen 
aus Beiträgen über die Ausgaben, ſo ſind nach Anſammlung eines Reſervefonds 
im Betrage einer durchſchnittlichen Jahreseinnahme zunächſt die Beiträge bis zu 
einundeinhalb Prozent des ortsüblichen Tagelohnes (§. 8) zu ermäßigen. Ver⸗ 
bleiben alsdann noch Ueberſchüſſe, ſo hat die Gemeinde zu beſchließen, ob eine 
weitere Herabſetzung der Beiträge oder eine Erhöhung der Anterſtützungen ein⸗ 
treten ſoll. Erfolgt eine Beſchlußnahme nicht, ſo kann die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde die Herabſetzung der Beiträge verfügen. 


K. 11. 


Perſonen, für welche die Gemeinde⸗Krankenverſicherung eingetreten iſt, 
behalten, wenn ſie aus der dieſelbe begründenden Beſchäftigung ausſcheiden und 
nicht zu einer Beſchäftigung übergehen, vermöge welcher fie nach Vorſchrift dieſes 
Geſetzes Mitglieder einer Krankenkaſſe werden, den Anſpruch auf Krankenunter⸗ 
ſtützung, fo lange fie die Verſicherungsbeiträge fortzahlen und entweder im Ge 
meindebezirke ihres bisherigen Aufenthaltes verbleiben, oder in dem Gemeinde⸗ 
bezirke ihren Aufenthalt nehmen, in welchem ſie zuletzt beſchäftigt wurden. 


$. 12. 


Mehrere Gemeinden können ſich durch übereinſtimmende Beſchlüſſe zu 
gemeinſamer Gemeinde⸗Krankenverſicherung vereinigen. 

Durch Beſchluß eines weiteren Kommunalverbandes kann dieſer für die 
Gemeinde⸗Krankenverſicherung an die Stelle der demſelben angehörenden einzelnen 
Gemeinden geſetzt oder die Vereinigung mehrerer ihm angehörender Gemeinden 
zu gemeinſamer Gemeinde⸗Krankenverſicherung angeordnet werden. 

Wo weitere Kommunalverbände nicht beſtehen, kann die Vereinigung 
mehrerer benachbarter Gemeinden zu gemeinſamer Gemeinde-Krankenverſicherung 
durch Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde angeordnet werden. 


Derartige Beſchlüſſe und Verfügungen müſſen über die Verwaltung der 
gemeinſamen Gemeinde⸗Krankenverſicherung Beſtimmung treffen. 

Die Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde; 
gegen die Verfügung der letzteren, durch welche die Genehmigung verſagt oder 
ertheilt oder die Vereinigung mehrerer Gemeinden angeordnet wird, ſteht den 
betheiligten Gemeinden und Kommunalverbänden innerhalb vier Wochen die Be⸗ 
ſchwerde an die Zentralbehörde zu. 


F. 13. 


Sind in einer Gemeinde nicht mindeſtens fünfzig Perſonen vorhanden, für 
welche die Gemeinde⸗Krankenverſicherung einzutreten hat, oder ergiebt ſich aus den 
Jahresabſchlüſſen ($. 9 Abſatz 3) einer Gemeinde, daß auch nach Erhöhung der 
Verſicherungsbeiträge auf zwei Prozent des ortsüblichen Tagelohnes ($. 8) die 
Deckung der geſetzlichen Krankenunterſtützung fortlaufend Vorſchüſſe der Gemeinde⸗ 
kaſſe erfordert, ſo kann auf Antrag der Gemeinde deren Vereinigung mit einer 
oder mehreren benachbarten Gemeinden zu gemeinſamer Krankenverſicherung durch 
die höhere Verwaltungsbehörde angeordnet werden. 

Trifft dieſe Vorausſetzung für die Mehrzahl der einem weiteren Kommunal⸗ 
verbande angehörenden Gemeinden zu, ſo kann die höhere Verwaltungsbehörde 
anordnen, daß der weitere Kommunalverband für die Gemeinde⸗Krankenverſiche⸗ 
rung der ihm angehörenden Gemeinden an die Stelle der einzelnen Gemeinden 
zu treten hat. 

Ueber die Verwaltung der Gemeinde⸗Krankenverſicherung ſind in dieſen 
Fällen die erforderlichen Vorſchriften nach Anhörung der betheiligten Gemeinden 
und Verbände zu erlaſſen. 

Gegen die auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen von der höheren 
Verwaltungsbehörde erlaſſenen Anordnungen und Vorſchriften ſteht den betheiligten 
Gemeinden und Kommunalverbänden innerhalb vier Wochen die Beſchwerde an 
die Zentralbehörde zu. 

Gemeinden von mehr als zehntauſend Einwohnern können ohne ihre Ein- 
willigung nur dann mit kleineren Gemeinden vereinigt werden, wenn ihnen die 
Verwaltung der gemeinſamen Gemeinde-Rranfenverfiherung übertragen wird. 


$. 14. 


Eine auf Grund des F. 12 oder des §. 13 herbeigeführte Vereinigung kann 
auf demſelben Wege wieder aufgelöft werden, auf welchem ſie herbeigeführt iſt. 

Durch Beſchluß des weiteren Kommunalverbandes oder Verfügung der 
höheren Verwaltungsbehörde kann die Auflöſung nur auf Antrag einer der be— 
theiligten Gemeinden herbeigeführt werden. 

Ueber die Vertheilung eines etwa vorhandenen Reſervefonds iſt, falls die 
Auflöſung durch Beſchluß erfolgt, durch dieſen, falls ſie von der höheren Ver⸗ 
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waltungsbehörde angeordnet wird, in der die Auflöſung anordnenden Verfügung 
Beſtimmung zu treffen. 

Gegen die Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde, durch welche die 
Genehmigung zu einer beſchloſſenen Auflöſung ertheilt oder verſagt wird, oder 
durch welche die Auflöſung angeordnet wird, ſteht den betheiligten Gemeinden und 
Kommunalverbänden innerhalb vier Wochen die Beſchwerde an die Zentral⸗ 
behörde zu. 


$. 15. 


Für Gemeinden, welche nach den Landesgeſetzen den nach Vorſchrift dieſes 
Geſetzes verſicherungspflichtigen Perſonen Krankenunterſtützung gewähren und da⸗ 
gegen zur Erhebung beſtimmter Beiträge berechtigt ſind, gilt die landesgeſetzlich 
geregelte Krankenverſicherung als Gemeinde⸗Krankenverſicherung im Sinne dieſes 
Geſetzes, ſofern die Unterſtützung den Anforderungen dieſes Geſetzes genügt und 
höhere Beiträge, als nach demſelben zuläſſig ſind, nicht erhoben werden. Eine 
hiernach etwa erforderliche Erhöhung der Unterſtützung, oder Ermäßigung der 
Beiträge muß ſpäteſtens bis zum Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes herbeigeführt werden 


C. Orts⸗Krankenkaſſen. 


$. 16. 


Die Gemeinden ſind berechtigt, für die in ihrem Bezirke beſchäftigten ver⸗ 
ſicherungspflichtigen Perſonen Orts⸗Krankenkaſſen zu errichten, ſofern die Zahl der 
in der Kaſſe zu verſichernden Perſonen mindeſtens einhundert beträgt. 

Die Orts⸗Krankenkaſſen ſollen in der Regel für die in einem Gewerbszweige 
oder in einer Betriebsart beſchäftigten Perſonen errichtet werden. 

Die Errichtung gemeinſamer Orts⸗Krankenkaſſen für mehrere Gewerbszweige 
oder Betriebsarten iſt zuläſſig, wenn die Zahl der in den einzelnen Gewerbszweigen 
und Betriebsarten beſchäftigten Perſonen weniger als einhundert beträgt. 

Gewerbszweige oder Betriebsarten, in welchen einhundert Perſonen oder 
mehr beſchäftigt werden, können mit anderen Gewerbszweigen oder Betriebsarten 
zu einer gemeinſamen Orts⸗Krankenkaſſe nur vereinigt werden, nachdem den in 
ihnen beſchäftigten Perſonen Gelegenheit zu einer Aeußerung über die Errichtung 
der gemeinſamen Kaſſe gegeben worden iſt. Wird in dieſem Falle Widerſpruch 
ae ‚ fo entſcheidet über die Zuläſſigkeit der Errichtung die höhere Verwaltungs⸗ 

ehörde. 


. 17. 


Durch Anordnung der höheren Verwaltungsbehörde kann die Gemeinde 
verpflichtet werden, für die in einem Gewerbszweige oder in einer Betriebsart 
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beſchäftigten Perſonen eine Orts-Krankenkaſſe zu errichten, wenn dies von Be⸗ 
theiligten beantragt wird und dieſem Antrage, nachdem ſämmtlichen Betheiligten 
zu einer Aeußerung darüber Gelegenheit gegeben iſt, mehr als die Hälfte derſelben 
und mindeſtens einhundert beitreten. 

Dasſelbe gilt von der Errichtung einer gemeinſamen Orts⸗Krankenkaſſe für 
mehrere Gewerbszweige oder Betriebsarten, wenn dem Antrage mehr als die 
Hälfte der in jedem Gewerbszweige oder in jeder Betriebsart beſchäftigten Per⸗ 
ſonen und im ganzen mindeſtens einhundert beitreten. 

Gegen die Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde, durch welche die 
Errichtung einer gemeinſamen Orts⸗Krankenkaſſe angeordnet wird, ſteht der Ge⸗ 
meinde innerhalb vier Wochen die Beſchwerde an die Zentralbehörde zu. 

Gemeinden, welche dieſer Verpflichtung innerhalb der von der höheren 
Verwaltungsbehörde zu beſtimmenden Friſt nicht nachkommen, dürfen von den- 
jenigen Perſonen, für welche die Errichtung einer Orts⸗Krankenkaſſe angeordnet 
iſt, Verſicherungsbeiträge zur Gemeinde⸗Krankenverſicherung (§. 5 Abſatz 2) nicht 
erheben. 


F. 18. 


Beträgt die Zahl der in einem Gewerbszweige oder einer Betriebsart 
beſchäftigten Perſonen weniger als einhundert, fo kann die Errichtung einer Orts⸗ 
Krankenkaſſe geſtattet werden, wenn die dauernde Leiſtungsfähigkeit der Kaſſe in 
einer von der höheren Verwaltungsbehörde für ausreichend erachteten Weiſe ſicher⸗ 


geſtellt iſt. 
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Die Gewerbszweige und Betriebsarten, für welche eine Orts⸗Krankenkaſſe 
errichtet wird, find in dem Kaſſenſtatut ($. 23) zu bezeichnen. 

Die in dieſen Gewerbszweigen und Betriebsarten beſchäftigten Perſonen 
werden, ſoweit ſie verſicherungspflichtig ſind, mit dem Tage, an welchem ſie in 
die Beſchäftigung eintreten, Mitglieder der Kaſſe, ſofern ſie nicht nachweislich 
einer der übrigen in §. 4 benannten Kaſſen angehören, 

Soweit ſie nicht verſicherungspflichtig ſind, haben ſie das Recht, der Kaſſe 
beizutreten. Der Beitritt erfolgt durch ſchriftliche oder mündliche Anmeldung bei 
dem Kaſſenvorſtande oder der auf Grund des F. 49 Abſatz 3 errichteten Melde⸗ 
ſtelle, gewährt aber keinen Anſpruch auf Unterſtützung im Falle einer bereits zur 
Zeit dieſer Anmeldung eingetretenen Erkrankung. 

Der Austritt iſt verſicherungspflichtigen Perſonen mit dem Schluſſe des 
Rechnungsjahres zu geſtatten, wenn ſie denſelben ſpäteſtens drei Monate zuvor 
bei dem Vorſtande beantragen und vor dem Austritte nachweiſen, daß fie Mit- 
glieder einer der übrigen in F. 4 bezeichneten Kaſſen geworden ſind. 

Die Mitgliedſchaft nichtverſicherungspflichtiger Perſonen erliſcht, wenn 
ſie die Beiträge an zwei auf einander folgenden Zahlungsterminen nicht geleiſtet 
haben. 


SETS u 


$. 20. 


Die Orts⸗Krankenkaſſen ſollen mindeſtens gewähren: 


1. 


2. 


3. 


eine Krankenunterſtützung, welche nach $$. 6, 7, 8 mit der Maßgabe 
zu bemeſſen iſt, daß der durchſchnittliche Tagelohn derjenigen Klaſſen 
der Verſicherten, für welche die Kaſſe errichtet wird, ſoweit er drei 
Mark für den Arbeitstag nicht überſchreitet, an die Stelle des orts⸗ 
üblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter tritt; 


eine gleiche Unterſtützung an Wöchnerinnen auf die Dauer von drei 
Wochen nach ihrer Niederkunft; 

für den Todesfall eines Mitgliedes ein Sterbegeld im zwanzigfachen 
Betrage des ortsüblichen Tagelohnes ($. 8). 


Die Feſtſtellung des durchſchnittlichen Tagelohnes kann auch unter Berück⸗ 
ſichtigung der zwiſchen den Kaſſenmitgliedern hinſichtlich der Lohnhöhe beſtehenden 
Verſchiedenheiten klaſſenweiſe erfolgen. Der durchſchnittliche Tagelohn einer Klaſſe 
darf in dieſem Falle nicht über den Betrag von vier Mark und nicht unter den 
Betrag des ortsüblichen Tagelohnes (F. 8) feſtgeſtellt werden. 


Gi: 


Eine Erhöhung und Erweiterung der Leiftungen der Orts⸗Krankenkaſſen 
iſt in folgendem Umfange zuläſſig: 
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2. 


Die Dauer der Krankenunterſtützung kann auf einen längeren Zeitraum 
als dreizehn Wochen bis zu einem Jahre feſtgeſetzt werden. 

Das Krankengeld kann auf einen höheren Betrag und zwar bis zu 
drei Viertel des durchſchnittlichen Tagelohnes ($. 20) feſtgeſetzt werden; 
neben freier ärztlicher Behandlung und Arznei können auch andere als 
die im $. 6 bezeichneten Heilmittel gewährt werden. 


. Neben freier Kur und Verpflegung in einem Krankenhauſe kann Kranken⸗ 


geld bis zu einem Achtel des durchſchnittlichen Tagelohnes ($. 20) auch 
ſolchen bewilligt werden, welche nicht den Unterhalt von Angehörigen 
aus ihrem Lohne beſtritten haben. 


Wöchnerinnen kann die Krankenunterſtützung bis zur Dauer von ſechs 


Wochen nach ihrer Niederkunft gewährt werden. 


„Freie ärztliche Behandlung, freie Arznei und ſonſtige Heilmittel können 


für erkrankte Familienangehörige der Kaſſenmitglieder, ſofern ſie nicht 
ſelbſt dem Krankenverſicherungszwange unterliegen, gewährt werden. 
Unter derſelben Vorausſetzung kann für Ehefrauen der Kaſſenmitglieder 
im Falle der Entbindung die nach Nr. 4 zuläſſige Krankenunterſtützung 
gewährt werden. 
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6. Das Sterbegeld kann auf einen höheren als den zwanzigfachen Betrag 
und zwar bis zum vierzigfachen Betrage des ortsüblichen Tagelohnes 
(F. 8) erhöht werden. 

7. Beim Tode der Ehefrau oder eines Kindes eines Kaſſenmitgliedes kann, 
ſofern dieſe Perſonen nicht ſelbſt dem Verſicherungszwange unterliegen, 
ein Sterbegeld und zwar für erſtere im Betrage bis zu zwei Dritteln, 
für letztere bis zur Hälfte des für das Mitglied feſtgeſtellten Sterbe⸗ 
geldes gewährt werden. 

Auf weitere Unterftügungen, namentlich auf Invaliden⸗, Wittwen⸗ und 

Waiſenunterſtützungen, dürfen die Leiſtungen der Orts⸗Krankenkaſſe nicht aus⸗ 
gedehnt werden. 


F. 22. 


Die Beiträge zu den Orts⸗Krankenkaſſen find in Prozenten des durchſchnitt⸗ 
lichen Tagelohnes ($. 20) fo zu bemeſſen, daß fie unter Einrechnung der etwaigen 
ſonſtigen Einnahmen der Kaſſe ausreichen, um die ſtatutenmäßigen Unterſtützungen, 
die Verwaltungskoſten und die zur Anſammlung oder Ergänzung des Reſerve⸗ 
fonds ($. 32) erforderlichen Rücklagen zu decken. 


§. 23. 
Für jede Orts⸗Krankenkaſſe iſt von der Gemeindebehörde nach Anhörung 
der Betheiligten oder von Vertretern derſelben ein Kaſſenſtatut zu errichten. 
Dasſelbe muß Beſtimmung treffen: 


1. über die Klaſſen der dem Krankenverſicherungszwange unterliegenden 
Perſonen, welche der Kaſſe als Mitglieder angehören follen; 


. über Art und Umfang der Unterſtützungen; 
. über die Höhe der Beiträge; 
. über die Bildung des Vorſtandes und den Umfang feiner Befugniffe; 


. über die Zuſammenſetzung und Berufung der Generalverſammlung und 
über die Art ihrer Beſchlußfaſſung, 


6. über die Abänderung des Statuts; 
7. über die Aufſtellung und Prüfung der Jahresrechnung. 


Das Statut darf keine Beſtimmung enthalten, welche mit dem Zweck der 
Kaſſe nicht in Verbindung ſteht oder geſetzlichen Vorſchriften zuwiderläuft. 
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F. 24. 


Das Kaffenftatut bedarf der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. 
Beſcheid iſt innerhalb ſechs Wochen zu ertheilen. Die Genehmigung darf nur 
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verſagt werden, wenn das Statut den Anforderungen dieſes Geſetzes nicht genügt. 
Wird die Genehmigung verſagt, ſo ſind die Gründe mitzutheilen. Der verſagende 
Beſcheid kann im Wege des Verwaltungsſtreitverfahrens, wo ein ſolches nicht 
beſteht, im Wege des Rekurſes nach Maßgabe der Vorſchriften der $$. 20, 21 
der Gewerbeordnung angefochten werden. 

Abänderungen des Statuts unterliegen der gleichen Vorſchrift. 


$. 25. 


Die Orts⸗Krankenkaſſe kann unter ihrem Namen Rechte erwerben und Ver⸗ 
bindlichkeiten eingehen, vor Gericht klagen und verklagt werden. 

Für alle Verbindlichkeiten der Kaſſe haftet den Kaſſengläubigern nur das 
Vermögen der Kaſſe. 


F. 26. 


Für ſämmtliche Kaſſenmitglieder beginnt das Recht auf die Unterſtützungen 
der Kaſſe zum Betrage der geſetzlichen Mindeſtleiſtungen der Kaffe ($. 20) mit 
dem Zeitpunkte, in welchem ſie Mitglieder der Kaſſe geworden ſind (§. 19). Von 
Kaſſenmitgliedern, welche nachweiſen, daß ſie bereits einer anderen Krankenkaſſe 
angehört oder Beiträge zur Gemeinde⸗Krankenverſicherung geleiſtet haben, und daß 
zwiſchen dem Zeitpunkte, mit welchem fie aufgehört haben, einer ſolchen Kranken⸗ 
kaſſe anzugehören oder Beiträge zur Gemeinde⸗Krankenverſicherung zu leiſten, und 
dem Zeitpunkte, in welchem ſie Mitglieder der Orts⸗Krankenkaſſe geworden ſind, 
nicht mehr als dreizehn Wochen liegen, darf ein Eintrittsgeld nicht erhoben werden. 

Soweit die vorſtehenden Beſtimmungen nicht entgegenſtehen, kann durch 
Kaſſenſtatut beſtimmt werden, daß das Recht auf die Unterſtützungen der Kaſſe 
erſt nach Ablauf einer Karenzzeit beginnt, und daß neu eintretende Kaſſenmitglieder 
ein Eintrittsgeld zu zahlen haben. Die Karenzzeit darf den Zeitraum von ſechs 
Wochen, das Eintrittsgeld darf den Betrag des für ſechs Wochen zu leiſtenden 
Kaſſenbeitrages nicht überſteigen. 

Kaſſenmitgliedern, welche gleichzeitig anderweitig gegen Krankheit verſichert 
find, ift die ſtatutenmäßige Krankenunterſtützung ſoweit zu kürzen, als fie, zuſammen 
mit der aus anderweiter Verſicherung bezogenen Krankenunterſtützung, den vollen 
Betrag ihres durchſchnittlichen Tagelohnes überſteigen würde. Durch das Kaſſen⸗ 
ſtatut kann dieſe Kürzung ganz oder theilweiſe ausgeſchloſſen werden. 

Durch das Kaſſenſtatut kann ferner beſtimmt werden: 

1. daß Kaſſenmitglieder, welche die Kaffe wiederholt durch Betrug ge 

ſchädigt haben, von der Mitgliedſchaft auszuſchließen ſind; 

2. daß Mitgliedern, welche fich die Krankheit vorſätzlich, oder durch ſchuld⸗ 
hafte Betheiligung bei Schlägereien oder Raufhändeln, durch Trunk⸗ 
fälligkeit oder geſchlechtliche Ausſchweifungen zugezogen haben, das 
ſtatutenmäßige Krankengeld gar nicht, oder nur theilweiſe zu gewähren iſt; 
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3. daß einem Mitgliede, welches die ſtatutenmäßige Krankenunterſtützung 
ununterbrochen oder im Laufe eines Kalenderjahres für dreizehn Wochen 
bezogen hat, bei Eintritt einer neuen Krankheit nur der geſetzliche 
Mindeſtbetrag der Krankenunterſtützung und die volle ſtatutenmäßige 
Krankenunterſtützung erſt wieder gewährt wird, wenn zwiſchen der letzten 
Unterſtützung und dem Eintritte der neuen Krankheit ein Zeitraum von 
dreizehn Wochen oder mehr liegt; 

4. daß Perſonen, welche der Verſicherungspflicht nicht unterliegen und 
freiwillig der Kaſſe beitreten, erſt nach Ablauf einer auf höchſtens ſechs 
Wochen vom Beitritte ab zu bemeſſenden Friſt Krankenunterſtützung 
erhalten; 


5. daß auch andere als die in den $$. 1 bis 3 genannten Perſonen als 
Mitglieder der Kaſſe aufgenommen werden können. 


Abänderungen des Statuts, durch welche die bisherigen Kaſſenleiſtungen 
herabgeſetzt werden, finden auf ſolche Mitglieder, welchen bereits zur Zeit der 
Abänderung ein Unterſtützungsanſpruch wegen eingetretener Krankheit zuſteht, für 
die Dauer dieſer Krankheit keine Anwendung. 


$. 27. 


Kaſſenmitglieder, welche aus der die Mitgliedſchaft begründenden Be⸗ 
ſchäftigung ausſcheiden, und nicht zu einer Beſchäftigung übergehen, vermöge 
welcher fie Mitglieder einer anderen der in den $$. 16, 59, 69, 73, 74 bezeichneten 
Krankenkaſſen werden, bleiben ſo lange Mitglieder, als ſie ſich im Gebiete des 
Deutſchen Reichs aufhalten, ſofern ſie ihre dahin gehende Abſicht binnen einer 
Woche dem Kaſſenvorſtande anzeigen. Die Zahlung der vollen ſtatutenmäßigen 
Kaſſenbeiträge zum erſten Fälligkeitstermine iſt der ausdrücklichen Anzeige gleich 
zu erachten. 

Die Mitgliedſchaft erliſcht, wenn die Beiträge an zwei auf einander folgenden 
Zahlungsterminen nicht geleiſtet werden. 

Durch Kaſſenſtatut kann beſtimmt werden, daß für nicht im Bezirke der 
Gemeinde ſich aufhaltende Mitglieder der im erſten Abſatze bezeichneten Art an 
die Stelle der im $. 6 Abſatz 1 Nr. bezeichneten Leiſtungen eine Erhöhung des 
Krankengeldes um die Hälfte ſeines Betrages tritt. 

Ueber die Einſendung der Beiträge, die Auszahlung der Unterſtützungen 
und die Krankenkontrole für die nicht im Bezirke der Gemeinde ſich aufhaltenden 
Perſonen hat das Kaſſenſtatut Beſtimmung zu treffen. 


F. 28. 


Kaſſenmitglieder, welche erwerbslos werden, behalten für die Dauer der 
Erwerbsloſigkeit, jedoch nicht für einen längeren Zeitraum, als ſie der Kaſſe an⸗ 
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gehört haben, und höchſtens für drei Wochen ihre Anſprüche auf die geſetzlichen 
Mindeſtleiſtungen der Kaſſe. 


F. 29. 


Die Mitglieder ſind der Kaſſe gegenüber lediglich zu den auf Grund dieſes 
Geſetzes und des Kaſſenſtatuts feſtgeſtellten Beiträgen verpflichtet. 

Zu anderen Zwecken als den ſtatutenmäßigen Unterſtützungen, der ſtatuten⸗ 
mäßigen Anſammlung und Ergänzung des Reſervefonds und der Deckung der 
Verwaltungskoſten dürfen weder Beiträge von Mitgliedern erhoben werden, noch 
Verwendungen aus dem Vermögen der Kaſſe erfolgen. 


$. 30. 


Entſtehen Zweifel darüber, ob die im Kaſſenſtatut vorgenommene Bemeſſung 
der Beiträge der Anforderung des $. 22 entſpricht, fo hat die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde vor der Ertheilung der Genehmigung eine ſachverſtändige Prüfung her⸗ 
beizuführen und, falls dieſe die Unzulänglichkeit der Beiträge ergiebt, die Er⸗ 
theilung der Genehmigung von einer Erhöhung der Beiträge oder einer Minderung 
der Unterſtützungen bis auf den geſetzlichen Mindeſtbetrag ($. 20) abhängig 
zu machen. 

K I. 


Bei der Errichtung der Kaſſe dürfen die Beiträge, ſoweit ſie den Kaſſen⸗ 
mitgliedern ſelbſt zur Laſt fallen (vergl. §. 52), nicht über zwei Prozent des durch⸗ 
ſchnittlichen Tagelohnes ($. 20) feſtgeſetzt werden, ſofern ſolches nicht zur Deckung 
der Mindeſtleiſtungen der Kaffe (F. 20) erforderlich iſt. 

Eine ſpätere Erhöhung der Beiträge über dieſen Betrag, welche nicht zur 
Deckung der Mindeſtleiſtungen erforderlich wird, iſt nur bis zur Höhe von drei 
Prozent des durchſchnittlichen Tagelohnes und nur dann zuläſſig, wenn dieſelbe 
ſowohl von der Vertretung der zu Beiträgen verpflichteten Arbeitgeber (vergl. $. 38) 
als von derjenigen der Kaſſenmitglieder beſchloſſen wird. 


§. 32. 

Die Orts⸗Krankenkaſſe hat einen Reſervefonds im Mindeſtbetrage einer 
durchſchnittlichen Jahresausgabe anzuſammeln und erforderlichenfalls bis zu dieſer 
Höhe zu ergänzen. 

So lange der Reſervefonds dieſen Betrag nicht erreicht, iſt demſelben 
mindeſtens ein Zehntel des Jahresbetrages der Kaſſenbeiträge zuzuführen. 


§. 38. 
Ergiebt ſich aus den Jahresabſchlüſſen der Kaſſe, daß die Einnahmen der⸗ 
ſelben zur Deckung ihrer Ausgaben einſchließlich der Rücklagen zur Anſammlung 
und Ergänzung des Reſervefonds nicht ausreichen, ſo iſt entweder unter Berück⸗ 
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ſichtigung der Vorſchriften des §. 31 eine Erhöhung der Beiträge oder eine 
Minderung der Kaſſenleiſtungen herbeizuführen. 

Ergiebt ſich dagegen aus den Jahresabſchlüſſen, daß die Jahreseinnahmen 
die Jahresausgaben überſteigen, ſo iſt, falls der Reſervefonds das Doppelte des 
geſetzlichen Mindeſtbetrages erreicht hat, entweder eine Ermäßigung der Beiträge 
oder unter Berückſichtigung der Vorſchriften der $$. 21 und 31 eine Erhöhung 
der Kaſſenleiſtungen herbeizuführen. 

Unterläßt die Vertretung der Kaffe, dieſe Abänderungen zu beſchließen, fo 
hat die höhere Verwaltungsbehörde die Beſchlußfaſſung anzuordnen, und falls 
dieſer Anordnung keine Folge gegeben wird, ihrerſeits die erforderliche Abänderung 
des Kaſſenſtatuts von Amtswegen mit rechtsverbindlicher Wirkung zu vollziehen. 


$. 34. 

Die Kaffe muß einen von der Generalverſammlung (F. 37) gewählten 
Vorſtand haben. Die Wahl, welche, abgeſehen von der den Arbeitgebern nach 
$. 38 zuſtehenden Vertretung, aus der Mitte der Kaſſenmitglieder erfolgt, findet 
unter Leitung des Vorſtandes ſtatt. Nur die erſte Wahl nach Errichtung der 
Kaſſe, ſowie ſpätere Wahlen, bei welchen ein Vorſtand nicht vorhanden iſt, werden 
von einem Vertreter der Aufſichtsbehörde geleitet. Ueber die Wahlverhandlung 
iſt ein Protokoll aufzunehmen. 

Der Vorſtand hat über jede Aenderung in ſeiner Zuſammenſetzung und 
über das Ergebniß jeder Wahl der Aufſichtsbehörde binnen einer Woche Anzeige 
zu erſtatten. Iſt die Anzeige nicht erfolgt, ſo kann die Aenderung dritten Perſonen 
nur dann entgegengeſetzt werden, wenn bewieſen wird, daß ſie letzteren bekannt war. 


$. 35. 


Der Vorſtand vertritt die Kaſſe gerichtlich und außergerichtlich und führt 
nach Maßgabe des Kaſſenſtatuts die laufende Verwaltung derſelben. Die Ver⸗ 
tretung erſtreckt fich auch auf diejenigen Geſchäfte und Rechtshandlungen, für 
welche nach den Geſetzen eine Spezialvollmacht erforderlich iſt. Durch das 
Statut kann einem Mitgliede oder mehreren Mitgliedern des Vorſtandes die Ver⸗ 
tretung nach außen übertragen werden. 

Zur Legitimation des Vorſtandes bei allen Rechtsgeſchäften genügt die 
Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde, daß die darin bezeichneten Perſonen zur Zeit 
den Vorſtand bilden. 

F. 36. 


Soweit die Wahrnehmung der Angelegenheiten der Kaſſe nicht nach Vor⸗ 
ſchrift des Geſetzes oder des Statuts dem Vorſtande obliegt, ſteht die Beſchlußnahme 
darüber der Generalverſammlung zu. Derſelben muß vorbehalten bleiben: 

1. die Abnahme der Jahresrechnung und die Befugniß, dieſelbe vorgängig 

durch einen beſonderen Ausſchuß prüfen zu laſſen; 
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2. die Verfolgung von Anſprüchen, welche der Kaſſe gegen Vorſtands⸗ 
mitglieder aus deren Amtsführung erwachſen, durch Beauftragte ; 


3. die Beſchlußnahme über Abänderung der Statuten. 


$. 37. 


Die Generalverſammlung beſteht nach Beſtimmung des Statuts entweder 
aus ſämmtlichen Kaſſenmitgliedern, welche großjährig und im Beſitze der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte ſind, oder aus Vertretern, welche von den bezeichneten Mit⸗ 
gliedern aus ihrer Mitte gewählt werden. 

Die Generalverſammlung muß aus Vertretern beſtehen, wenn die Kaſſe 
fünfhundert oder mehr Mitglieder zählt. 

Beſteht die Generalverſammlung aus Vertretern, ſo findet die Wahl der⸗ 
ſelben unter Leitung des Vorſtandes ſtatt. Nur die erſtmalige Wahl nach Er⸗ 
richtung der Kaſſe, ſowie ſpätere Wahlen, bei welchen ein Vorſtand nicht vor⸗ 
handen iſt, werden von einem Vertreter der Aufſichtsbehörde geleitet. 
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Arbeitgeber, welche für die von ihnen beſchäftigten Mitglieder einer Orts⸗ 
Krankenkaſſe an dieſe Beiträge aus eigenen Mitteln zu zahlen verpflichtet ſind 
($. 52), haben Anſpruch auf Vertretung im Vorſtande und der Generalverſamm⸗ 
lung der Kaſſe. 

Die Vertretung iſt nach dem Verhältniſſe der von den Arbeitgebern aus 
eigenen Mitteln zu zahlenden Beiträge zu dem Geſammtbetrage der Beiträge zu 
bemeſſen. Mehr als ein Drittel der Stimmen darf den Arbeitgebern weder in 
der Generalverſammlung noch im Vorſtande eingeräumt werden. 

Die Wahlen der Generalverſammlung zum Vorſtande werden getrennt von 
Arbeitgebern und Kaſſenmitgliedern vorgenommen. 

Durch das Statut kann beſtimmt werden, daß Arbeitgeber, welche mit 
Zahlung der Beiträge im Rückſtande find, von der Vertretung und der Wahl- 
berechtigung auszuſchließen find. 

Sun 

Wird die Wahl des Vorſtandes von der Generalverſammlung oder die 

Wahl der Vertreter zur Generalverſammlung durch die Wahlberechtigten ver⸗ 


weigert, ſo tritt an ihre Stelle Ernennung der Mitglieder des Vorſtandes oder 
der Generalverſammlung durch die Aufſichts behörde. 


$. 40. 


Die Einnahmen und Ausgaben der Kaſſe ſind von allen den Zwecken der 
Kaſſe fremden Vereinnahmungen und Verausgabungen getrennt feſtzuſtellen; ihre 
Beſtände ſind geſondert zu verwahren. 
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Werthpapiere, welche zum Vermögen der Kaffe gehören und nicht lediglich 
zur vorübergehenden Anlegung zeitweilig verfügbarer Betriebsgelder für die Kaſſe 
erworben find, find bei der Aufſichtsbehörde oder nach deren Anweiſung ver⸗ 
wahrlich niederzulegen. 

Verfügbare Gelder dürfen nur in öffentlichen Sparkaſſen oder wie die 
Gelder Bevormundeter angelegt werden. 

Sofern beſondere geſetzliche Vorſchriften über die Anlegung der Gelder Be⸗ 
vormundeter nicht beſtehen, kann die Anlegung der verfügbaren Gelder in Schuld⸗ 
verſchreibungen, welche von dem Deutſchen Reich, von einem deutſchen Bundes⸗ 
ſtaate oder dem Reichslande Elſaß⸗Lothringen mit geſetzlicher Ermächtigung aus⸗ 
geftellt find, oder in Schuldverſchreibungen, deren Verzinſung von dem Deutſchen 
Reich, von einem deutſchen Bundesſtaate oder dem Reichslande Elſaß⸗Lothringen 
geſetzlich garantirt iſt, oder in Schuldverſchreibungen, welche von deutſchen 
kommunalen Korporationen (Provinzen, Kreiſen, Gemeinden 2c.) oder von deren 
Kreditanſtalten ausgeſtellt und entweder ſeitens der Inhaber kündbar ſind, oder 
einer regelmäßigen Amortiſation unterliegen, erfolgen. Auch können die Gelder 
bei der Reichsbank verzinslich angelegt werden. 
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Die Kaſſe iſt verpflichtet, in den vorgeſchriebenen Friſten und nach den 
vorgeſchriebenen Formularen Ueberſichten über die Mitglieder, über die Krankheits⸗ 
und Sterbefälle, über die vereinnahmten Beiträge und die geleiſteten Unterſtützungen, 
ſowie einen Rechnungsabſchluß der Aufſichtsbehörde einzureichen. 

Die höhere Verwaltungsbehörde iſt befugt, über Art und Form der 
Rechnungsführung Vorſchriften zu erlaſſen. 


$. 42. 


Die Mitglieder des Vorſtandes, ſowie Rechnungs- und Kaſſenführer haften 
der Kaſſe für pflichtmäßige Verwaltung wie Vormünder ihren Mündeln. 

Verwenden ſie verfügbare Gelder der Kaſſe in ihrem Nutzen, ſo können ſie 
unbeſchadet der ſtrafrechtlichen Verfolgung durch die Aufſichtsbehörde angehalten 
werden, das in ihrem Nutzen verwendete Geld von Beginn der Verwendung an 
zu verzinſen. Den Zinsfuß beſtimmt die Aufſichtsbehörde nach ihrem Ermeſſen 
auf acht bis zwanzig vom Hundert. 

Handeln ſie abſichtlich zum Nachtheile der Kaſſe, ſo unterliegen ſie der Be⸗ 
ſtimmung des $. 266 des Strafgeſetzbuchs. 


F. 43. 


Mehrere Gemeinden können ſich durch übereinſtimmende Beſchlüſſe zur Er⸗ 
richtung gemeinſamer Orts⸗Krankenkaſſen für ihre Bezirke vereinigen. 


IE 


Durch Beſchluß eines weiteren Kommunalverbandes kann für deſſen Bezirk 
oder für Theile desſelben die Errichtung gemeinſamer Orts-Krankenkaſſen an⸗ 
geordnet werden. 

Wo weitere Kommunalverbände nicht beſtehen, kann die Errichtung gemein⸗ 
ſamer Orts⸗Krankenkaſſen durch Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde für 
einzelne Theile ihres Verwaltungsbezirks angeordnet werden. 

Derartige Beſchlüſſe und Verfügungen müſſen zugleich Beſtimmungen 
darüber treffen, für welche Gewerbszweige oder Betriebsarten die gemeinſamen 
Orts⸗Krankenkaſſen errichtet und von welcher Behörde für die letzteren die den 
Gemeindebehörden übertragenen Obliegenheiten wahrgenommen werden ſollen. 

Die Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. 
Dieſe kann vor Ertheilung der Genehmigung den bei der Errichtung der gemein⸗ 
ſamen Krankenkaſſen betheiligten Perſonen zu einer Aeußerung darüber Gelegenheit 
geben und die Genehmigung verſagen, wenn aus der Mitte der Betheiligten 
Widerſpruch dagegen erhoben wird. 

Gegen die Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde, durch welche die 
Genehmigung verſagt oder ertheilt oder die Errichtung einer gemeinſamen Orts⸗ 
Krankenkaſſe angeordnet wird, ſteht den betheiligten Gemeinden und Kommunal⸗ 
verbänden innerhalb vier Wochen die Beſchwerde an die Zentralbehörde zu. 


$. 44. 


Die Aufficht über die Orts⸗Krankenkaſſen wird unter Oberaufficht der höheren 
Verwaltungsbehörde in Gemeinden von mehr als zehntauſend Einwohnern von 
den Gemeindebehörden, übrigens von den ſeitens der Landesregierungen zu be⸗ 
ſtimmenden Behörden wahrgenommen. 


$. 45. 


Die Aufſichtsbehörde überwacht die Befolgung der geſetzlichen und ſtatu⸗ 
tariſchen Vorſchriften und kann dieſelbe durch Androhung, Feſtſetzung und Voll⸗ 
ſtreckung von Ordnungsſtrafen gegen die Mitglieder des Kaſſenvorſtandes erzwingen. 

Sie iſt befugt, von allen Verhandlungen, Büchern und Rechnungen der 
Kaſſe Einſicht zu nehmen und die Kaſſe zu revidiren. 

Sie kann die Berufung der Kaſſenorgane zu Sitzungen verlangen und, 
falls dieſem Verlangen nicht entſprochen wird, die Sitzungen ſelbſt anberaumen. 

In den auf ihren Anlaß anberaumten Sitzungen kann ſie die Leitung der 
Verhandlungen übernehmen. 

So lange der Vorſtand oder die Generalverſammlung nicht zuſtande kommt 
oder die Organe der Kaſſe die Erfüllung ihrer geſetzlichen oder ſtatutenmäßigen 
Obliegenheiten verweigern, kann die Aufſichtsbehörde die Befugniſſe und Obliegen- 
heiten der Kaſſenorgane ſelbſt oder durch von ihr zu beſtellende Vertreter auf 
Koſten der Kaſſe wahrnehmen. 

Reichs ⸗Geſetzbl. 1888. 17 


9 


$. 46. 


Sämmtliche oder mehrere Orts⸗Krankenkaſſen innerhalb des Bezirks einer 
Aufſichtsbehörde können durch übereinſtimmende Beſchlüſſe ihrer Generalverſamm⸗ 
lungen zu einem Verbande zum Zweck: 

1. der Anſtellung eines gemeinſamen Rechnungs⸗ und Kaſſenführers, 

2. der Abſchließung gemeinſamer Verträge mit Aerzten, Apotheken und 

Krankenhäuſern, 
3. der Anlage und des Betriebes gemeinſamer Anſtalten zur Heilung und 
Verpflegung erkrankter Mitglieder 
ſich vereinigen. 

Die Vertretung des Kaſſenverbandes und die Geſchäftsführung für denſelben 
wird nach Maßgabe eines von der höheren Verwaltungsbehörde zu genehmigenden 
Statuts durch einen von den Vorſtänden der betheiligten Kaſſen zu wählenden 
oder, ſo lange eine Wahl nicht zuſtande kommt, von der Aufſichtsbehörde zu 
ernennenden Vorſtand wahrgenommen. 

Die Ausgaben des Verbandes werden durch Beiträge der betheiligten 
Kaſſen gedeckt, welche in Ermangelung anderweiter durch Uebereinkommen derſelben 
getroffener Regelung nach der Zahl der Kaſſenmitglieder umgelegt werden. 


$. 47. 


Die Schließung einer Orts⸗Krankenkaſſe muß erfolgen: 

1. wenn die Zahl der Mitglieder dauernd unter fünfzig ſinkt, 

2. wenn ſich aus den Jahresabſchlüſſen der Kaſſe ergiebt, daß die geſetz⸗ 
lichen Mindeſtleiſtungen auch nach erfolgter Erhöhung der Beiträge der 
Verſicherten auf drei Prozent des durchſchnittlichen Tagelohnes (F. 20) 
nicht gedeckt werden können, und gegen die weitere Erhöhung der Bei⸗ 
träge aus der Mitte der Beitragspflichtigen Widerſpruch erhoben wird. 

Die Auflöſung kann erfolgen, wenn ſie von der Gemeindebehörde unter 
Zuſtimmung der Generalverſammlung beantragt wird. 

Die Schließung oder Auflöſung erfolgt durch Verfügung der höheren 
Verwaltungsbehörde, welche nach Maßgabe des F. 24 angefochten werden kann. 

Wird eine Orts⸗Krankenkaſſe gefchloffen oder aufgelöſt, ſo ſind die verſicherungs⸗ 
pflichtigen Perſonen, für welche fie errichtet war, anderen Orts⸗Krankenkaſſen und, 
ſoweit dies nicht ohne Benachtheiligung anderer Orts⸗Krankenkaſſen geſchehen kann, 
der Gemeinde⸗Krankenverſicherung zu überweiſen. 

Das etwa vorhandene Vermögen der Kaſſe iſt in dieſem Falle zunächſt zur 
Berichtigung der etwa vorhandenen Schulden und zur Deckung der vor der Schließung 
oder Auflöſung bereits entſtandenen Unterſtützungsanſprüche zu verwenden. Der 
Reſt fällt nach Entſcheidung der höheren Verwaltungsbehörde denjenigen Orts⸗ 


ee 


Krankenkaſſen, ſowie der Gemeinde⸗Krankenverſicherung zu, welchen die der ges 
ſchloſſenen oder aufgelöſten Kaſſe angehörenden Perſonen überwieſen werden. 

Die Vorſchrift des erſten Abſatzes findet keine Anwendung, wenn nach dem 
Urtheile der höheren Verwaltungsbehörde die Gewährung der geſetzlichen Mindeſt⸗ 
leiſtungen durch vorhandenes Vermögen oder durch andere außerordentliche Hülfs⸗ 
quellen geſichert iſt. 


$. 48. 


Orts⸗Krankenkaſſen, welche auf Grund der $$. 16, 17 für verſicherungs⸗ 
pflichtige Perſonen verſchiedener Gewerbszweige oder Betriebsarten errichtet ſind, 
können nach Anhörung der Gemeinde aufgelöſt werden, wenn die General⸗ 
verſammlung der Kaſſe dies beantragt. 

Unter der gleichen Vorausſetzung kann die Ausſcheidung der demſelben 
Gewerbszweige oder derſelben Betriebsart angehörenden Kaſſenmitglieder aus der 
gemeinſamen Kaſſe erfolgen, wenn die Mehrzahl dieſer Kaſſenmitglieder zuſtimmt. 

Für Orts⸗Krankenkaſſen, welche auf Grund des F. 43 gemeinſam für 
mehrere Gemeinden oder für einen weiteren Kommunalverband errichtet ſind, kann 
auf Antrag einer der betheiligten Gemeinden oder der Generalverſammlung der 
betheiligten Kaſſe die Auflöſung oder die Ausſcheidung der in einer oder mehreren 
der betheiligten Gemeinden beſchäftigten Kaſſenmitglieder erfolgen. 

Die Auflöſung oder Ausſcheidung erfolgt durch Verfügung der höheren 
Verwaltungsbehörde, in welcher nach Maßgabe des F. 47 Abſatz 4, 5 über die 
Verwendung und Vertheilung des Vermögens, ſowie über die anderweitige Ver⸗ 
ſicherung der verſicherungspflichtigen Perſonen Beſtimmung zu treffen iſt. Gegen 
die Verfügung, durch welche die Auflöſung oder Ausſcheidung angeordnet oder 
verſagt wird, ſteht den Betheiligten innerhalb vier Wochen die Beſchwerde an die 
Zentralbehörde zu. 


D. Gemeinſame Beſtimmungen für die Gemeinde⸗Krankenverſicherung 
und für die Orts-Krankenkaſſen. 


. 49. 


Die Arbeitgeber haben jede von ihnen beſchäftigte verſicherungspflichtige 
Perſon, für welche die Gemeinde⸗Krankenverſicherung eintritt, oder welche einer 
Orts⸗Krankenkaſſe angehört, ſpäteſtens am dritten Tage nach Beginn der Be— 
ſchäftigung anzumelden und ſpäteſtens am dritten Tage nach Beendigung des 
Arbeitsverhältniſſes wieder abzumelden. 

Die Anmeldungen und Abmeldungen erfolgen für die Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verſicherung bei der Gemeindebehörde oder einer von dieſer zu beſtimmenden Melde⸗ 
ſtelle, für die Orts⸗Krankenkaſſen bei den durch das Statut beſtimmten Stellen. 

17° 


LIND an 


Die Auffichtsbehörde kann eine gemeinſame Meldeſtelle für die Gemeinde⸗ 
Krankenverſicherung und ſämmtliche Orts⸗Krankenkaſſen eines Bezirks errichten. 
Die Koſten derſelben find von der Gemeinde und den Orts-Krankenkaſſen nach 
Maßgabe der Zahl der im Jahresdurchſchnitt bei ihnen verſicherten Perſonen zu 
beſtreiten. 


F. 50. 


Arbeitgeber, welche ihrer Anmeldepflicht nicht genügen, ſind verpflichtet, 
alle Aufwendungen zu erſtatten, welche die Gemeinde-Krankenverſicherung oder 
eine Orts⸗Krankenkaſſe auf Grund geſetzlicher oder ſtatutariſcher Vorſchrift zur 
Unterſtützung einer vor der Anmeldung erkrankten Perſon gemacht haben. 


SEE 

Die Arbeitgeber find verpflichtet, die Beiträge, welche nach geſetzlicher oder 
ſtatutariſcher Vorſchrift für die von ihnen beſchäftigten Perſonen zur Gemeinde⸗ 
Krankenverſicherung oder zu einer Orts-Krankenkaſſe zu entrichten find, im voraus, 
und zwar für die erſtere, ſofern nicht durch Gemeindebeſchluß andere Zahlungs: 
termine feſtgeſetzt ſind, wöchentlich, für die letztere zu den durch Statut feſtgeſetzten 
Zahlungsterminen einzuzahlen. Die Beiträge ſind ſo lange fortzuzahlen, bis die 
vorſchriftsmäßige Abmeldung ($. 49) erfolgt iſt, und für den betreffenden Zeittheil 
zurückzuerſtatten, wenn die abgemeldete Perſon innerhalb der Zahlungsperiode aus 
der bisherigen Verſicherung ausſcheidet. 


$. 52. 

Die Arbeitgeber haben ein Drittel der Beiträge, welche auf die von ihnen 
beſchäftigten verſicherungspflichtigen Perſonen entfallen, aus eigenen Mitteln zu 
leiſten. 

Durch ſtatutariſche Regelung (§. 2) kann beſtimmt werden, daß Arbeit⸗ 
geber, in deren Betrieben Dampfkeſſel oder durch elementare Kraft bewegte Trieb⸗ 
werke nicht verwendet und mehr als zwei dem Krankenverſicherungszwange unter⸗ 
liegende Perſonen nicht beſchäftigt werden, von der Verpflichtung zur Leiſtung 
von Beiträgen aus eigenen Mitteln befreit ſind. 


F. 53. 


Die Arbeitgeber ſind berechtigt, den von ihnen beſchäftigten Perſonen die 
Beiträge, welche fie für dieſelben einzahlen, ſoweit ſie ſolche nicht nach $. 52 aus 
eigenen Mitteln zu leiſten haben, bei jeder regelmäßigen Lohnzahlung in Abzug 
zu bringen, ſoweit ſie auf dieſe Lohnzahlungsperiode antheilsweiſe entfallen. 

Auf Streitigkeiten zwiſchen dem Arbeitgeber und den von ihm beſchäftigten 
Perſonen über die Berechnung und Anrechnung der von dieſen zu leiſtenden Bei⸗ 
träge findet $. 120 a der Gewerbeordnung Anwendung. 
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$. 54. 


Ob und inwieweit die Vorſchriften der $$. 49 bis 53 auf die Arbeitgeber 
der im $. 2 unter 1 bis 6 bezeichneten Perſonen Anwendung finden, iſt durch 
ſtatutariſche Beſtimmung zu regeln; dieſelbe bedarf der Genehmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde. 


$. 55. 


Rückſtändige Beiträge werden in derſelben Weiſe beigetrieben, wie Gemeinde⸗ 
abgaben. Dieſelben haben das Vorzugsrecht des §. 54 Nr. 1 der Reichs⸗Konkurs⸗ 
ordnung vom 10. Februar 1877. 


F. 56. 


Die dem Unterſtützungsberechtigten auf Grund dieſes Geſetzes zuſtehenden 
Forderungen können mit rechtlicher Wirkung weder verpfändet, noch übertragen, 
noch gepfändet und dürfen nur auf geſchuldete Beiträge aufgerechnet werden. 


$. 57. 


Die auf geſetzlicher Vorſchrift beruhende Verpflichtung von Gemeinden oder 
Armenverbänden zur Unterſtützung hülfsbedürftiger Perſonen, ſowie die auf Geſetz 
oder Vertrag beruhenden Anſprüche der Verſicherten gegen Dritte werden durch 
dieſes Geſetz nicht berührt. 

Soweit auf Grund dieſer Verpflichtung Unterſtützungen für einen Zeitraum 
geleiſtet ſind, für welchen dem Unterſtützten auf Grund dieſes Geſetzes ein Unter⸗ 
ſtützungsanſpruch zuſteht, geht der letztere im Betrage der geleiſteten Unterſtützung 
auf die Gemeinde oder den Armenverband über, von welchen die Unterſtützung 

eleiſtet iſt. 

5 Das Gleiche gilt von den Betriebsunternehmern und Kaſſen, welche die den 
bezeichneten Gemeinden und Armenverbänden obliegende Verpflichtung zur Unter⸗ 
ſtützung auf Grund geſetzlicher Vorſchrift erfüllt haben. 

Iſt von der Gemeinde⸗Krankenverſicherung oder von der Orts⸗Krankenkaſſe 
Unterſtützung in einem Krankheitsfalle geleiftet, für welchen dem Verſicherten ein 
geſetzlicher Entſchädigungsanſpruch gegen Dritte zuſteht, fo geht dieſer Anſpruch 
in Höhe der geleiſteten Unterſtützung auf die Gemeinde⸗Krankenverſicherung oder 
die Orts⸗Krankenkaſſe über. 

In Fällen dieſer Art gilt als Erfah der im $. 6 Abſatz 1 Str. bezeichneten 
Leiſtungen die Hälfte des geſetzlichen Mindeſtbetrages des Krankengeldes. 


$. 58. 


Streitigkeiten, welche zwiſchen den auf Grund dieſes Geſetzes zu verfichernden 
Perſonen oder ihren Arbeitgebern einerſeits und der Gemeinde-Krankenverſicherung 
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oder der Orts⸗Krankenkaſſe andererſeits über die Verpflichtung zur Leiſtung oder 
Einzahlung von Beiträgen oder über Unterſtützungsanſprüche entſtehen, werden 
von der Aufſichtsbehörde entſchieden. Gegen deren Entſcheidung findet binnen 
zwei Wochen nach Zuſtellung derſelben die Berufung auf den Rechtsweg mittelſt 
Erhebung der Klage ſtatt. Die Entſcheidung ift vorläufig vollſtreckbar, ſoweit es 
ſich um Streitigkeiten handelt, welche Unterſtützungsanſprüche betreffen. 
Streitigkeiten über die im $. 57 Abſatz 2 bis 4 bezeichneten Anſprüche 
werden im Verwaltungsſtreitverfahren entſchieden. Wo ein ſolches nicht beſteht, 
findet die Vorſchrift des Abſatzes 1 mit der Maßgabe Anwendung, daß die vor⸗ 
läufige Vollſtreckbarkeit der Entſcheidung der Aufſichtsbehörde ausgeſchloſſen iſt. 


E. Betriebs- (Fabrik-) Krankenkaſſen. 


$. 59. 


Krankenkaſſen, welche für einen der im F. 1 bezeichneten Betriebe oder für 
mehrere dieſer Betriebe gemeinſam in der Weiſe errichtet werden, daß auf dem 
Wege des Arbeitsvertrages (durch Fabrikordnung, Reglement u. ſ. w.) die in dem 
Betriebe beſchäftigten Perſonen zum Beitritte verpflichtet werden, unterliegen den 
nachfolgenden Vorſchriften. 


$. 60. 


Ein Unternehmer, welcher in einem Betriebe oder in mehreren Betrieben 
fünfzig oder mehr dem Krankenverſicherungszwange unterliegende Perſonen be⸗ 
ſchäftigt, iſt berechtigt, eine Betriebs⸗ (Fabrik-) Krankenkaſſe zu errichten. 

Er kann dazu durch Anordnung der höheren Verwaltungsbehörde ver- 
pflichtet werden, wenn dies von der Gemeinde, in welcher die Beſchäftigung ſtatt⸗ 
findet, oder von der Krankenkaſſe, welcher die beſchäftigten Perſonen angehören, 
beantragt wird. Vor der Anordnung iſt dem Unternehmer, ſowie den von ihm 
beſchäftigten Perſonen oder von dieſen gewählten Vertretern und, falls der Antrag 
von einer Orts⸗Krankenkaſſe ausgegangen iſt, auch der Gemeinde zu einer Aeuße⸗ 
rung darüber Gelegenheit zu geben. 


$. 61. 


Unternehmer eines Betriebes, welcher für die darin beſchäftigten Perſonen 
mit beſonderer Krankheitsgefahr verbunden iſt, können auch dann „wenn ſie 
weniger als fünfzig Perſonen beſchäftigen, zur Errichtung einer Betriebs- (Fabrik- 
Krankenkaſſe angehalten werden. 

Unternehmern eines Betriebes, in welchem weniger als fünfzig Perſonen 
beſchäftigt werden, kann die Errichtung einer Betriebs- (Fabrik-) Krankenkaſſe ge⸗ 
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ſtattet werden, wenn die nachhaltige Leiſtungsfähigkeit der Kaſſe in einer von der 
höheren Verwaltungsbehörde für ausreichend erachteten Weiſe ſichergeſtellt iſt. 


$. 62. 


Unternehmer, welche der Verpflichtung, eine Betriebs⸗ (Fabrik-) Kranken⸗ 
kaſſe zu errichten, innerhalb der von der höheren Verwaltungsbehörde zu beſtim⸗ 
menden Friſt nicht nachkommen, ſind verpflichtet, für jede in ihrem Betriebe 
beſchäftigte, dem Verſicherungszwange unterliegende Perſon Beiträge bis zu fünf 
Prozent des verdienten Lohnes aus eigenen Mitteln zur Gemeinde⸗Krankenver⸗ 
ſicherung oder zur Orts⸗Krankenkaſſe zu leiſten. 

Die Höhe der zu leiſtenden Beiträge wird nach Anhörung der Gemeinde⸗ 
behörde von der höheren Verwaltungsbehörde endgültig feſtgeſetzt. 


$. 63. 


Verſicherungspflichtige Perſonen, welche in dem Betriebe, für welchen eine 
Betriebs⸗ (Fabrik-) Krankenkaſſe errichtet iſt, beſchäftigt werden, gehören mit dem 
Tage des Eintritts in die Beſchäftigung der Kaſſe als Mitglieder an, ſofern ſie 
nicht nachweislich Mitglieder einer der in den $$. 73, 74, 75 bezeichneten 
Kaſſen ſind. 

Nichtverſicherungspflichtige in dem Betriebe beſchäftigte Perſonen haben das 
Recht, der Kaſſe beizutreten. Der Beitritt erfolgt durch ſchriftliche oder mündliche 
Anmeldung bei dem Kaſſenvorſtande, gewährt aber keinen Anſpruch auf Unter- 
ſtützung im Falle einer bereits zur Zeit dieſer Anmeldung eingetretenen Erkrankung. 

Verſicherungspflichtigen Perſonen iſt der Austritt mit dem Schluß des 
Rechnungsjahres zu geſtatten, wenn ſie denſelben mindeſtens drei Monate vorher 
bei dem Vorſtande beantragen und vor dem Austritte nachweiſen, daß ſie einer 
der in $. 75 bezeichneten Kaſſen angehören. 

Nichtverſicherungspflichtige Perſonen, welche die Beiträge an zwei auf einander 
folgenden Zahlungsterminen nicht geleiſtet haben, ſcheiden damit aus der Kaſſe aus. 


$. 64. 

Die $$. 20 bis 42 finden auf die Betriebs⸗ (Fabrik-) Krankenkaſſen mit 

folgenden Abänderungen Anwendung: 

1. Durch Beſtimmung des Statuts können die Beiträge und Unterſtützungen 
ſtatt nach durchſchnittlichen Tagelöhnen ($. 20) in Prozenten des wir 
lichen Arbeitsverdienſtes der einzelnen Verſicherten feſtgeſetzt werden, ſoweit 
dieſer vier Mark für den Tag nicht überſteigt. 

2. Das Kaſſenſtatut ($. 23) iſt durch den Betriebsunternehmer in Perſon 
oder durch einen Beauftragten nach Anhörung der beſchäftigten Per⸗ 
ſonen oder der von denſelben gewählten Vertreter zu errichten. 
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3. Durch das Kaſſenſtatut kann dem Betriebsunternehmer oder einem Ver⸗ 
treter desſelben der Vorſitz im Vorſtande und in der Generalverſamm⸗ 
lung übertragen werden. f 


4. Die Rechnungs- und Kaſſenführung iſt unter Verantwortlichkeit und 
auf Koſten des Betriebsunternehmers durch einen von demſelben zu 
beftellenden Rechnungs- und Kaſſenführer wahrzunehmen. Verwendungen 
von Kaſſengeldern in den Nutzen der Betriebsunternehmer fallen unter 
die Vorſchrift des $. 42 Abſatz 2. 


5. Reichen die Beſtände einer auf Grund der Vorſchrift des $. 61 er 
richteten Betriebs⸗ (Fabrik⸗) Krankenkaſſe nicht aus, um die laufenden 
Ausgaben derſelben zu decken, ſo ſind von dem Betriebsunternehmer 
die erforderlichen Vorſchüſſe zu leiſten. 


6. Die aus dem Betriebe ausgeſchiedenen Perſonen, welche auf Grund 
der Vorſchrift des F. 27 Mitglieder der Kaffe bleiben, können Stimm⸗ 
rechte nicht ausüben und Kaſſenämter nicht bekleiden. 


$. 65. 


Die Betriebsunternehmer ſind verpflichtet, die ſtatutenmäßigen Beiträge für 
die von ihnen beſchäftigten verſicherungspflichtigen Kaſſenmitglieder zu den durch 
das Kaſſenſtatut feſtgeſetzten Zahlungsterminen in die Kaſſe einzuzahlen und zu 
einem Drittel aus eigenen Mitteln zu leiſten. 

Sie ſind berechtigt, dieſe Beiträge zu zwei Dritteln den Kaſſenmitgliedern, 
für welche ſie dieſelben einzahlen, bei jeder regelmäßigen Lohnzahlung in Abzug 
zu bringen, ſoweit ſie auf die Lohnzahlungsperiode antheilsweiſe entfallen. 

Werden die geſetzlichen Mindeſtleiſtungen der Kaffe ($. 20) durch die Bei⸗ 
träge, nachdem dieſe für die Verficherten drei Prozent der durchſchnittlichen Tage⸗ 
löhne oder des Arbeitsverdienſtes erreicht haben, nicht gedeckt, ſo hat der Betriebs⸗ 
unternehmer die zur Deckung derſelben erforderlichen Zuſchüſſe aus eigenen Mitteln 
zu leiſten. 

Auf Streitigkeiten zwiſchen dem Betriebsunternehmer und den von ihm 
beſchäftigten Perſonen über die Berechnung und Anrechnung der Beiträge der 
letzteren findet $. 120 a der Gewerbeordnung Anwendung. 

Die $$. 55 bis 58 finden auch auf Betriebs- (Fabrik-) Krankenkaſſen 
Anwendung. 


F. 66. 


Auf die Beaufſichtigung der Betriebs⸗ (Fabrik-) Krankenkaſſen finden die 
Ss. 44, 45 Abſatz 1 bis 4 Anwendung. 

Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, Anſprüche, welche der Kaffe gegen den 
Betriebsunternehmer aus der Rechnungs⸗ und Kaſſenführung erwachſen (vergl. 


Er ton 


$. 64 Nr. 4), in Vertretung der Kaſſe entweder ſelbſt oder durch einen von ihr 
zu beſtellenden Vertreter geltend zu machen. 


F. 67. 


Wird der Betrieb oder werden die Betriebe, für welche die Kaſſe errichtet 
iſt, zeitweilig eingeſtellt oder ſo weit eingeſchränkt, daß die Zahl der darin be⸗ 
ſchäftigten verſicherungspflichtigen Perſonen unter die doppelte Zahl der ſtatuten⸗ 
mäßigen Vorſtandsmitglieder ſinkt, ſo kann die Verwaltung von der Aufſichts⸗ 
behörde übernommen werden, welche dieſelbe durch einen von ihr zu beſtellenden 
Vertreter wahrzunehmen hat. 

Das vorhandene Kaſſenvermögen, die Rechnungen, Bücher und ſonſtigen 
Aktenſtücke der Kaſſe ſind in dieſem Falle der Aufſichtsbehörde auszuliefern. 

Vorſtehende Beſtimmungen finden keine Anwendung, wenn die zeitweilige 
Einſtellung oder Einſchränkung eine durch die Art des Betriebes bedingte periodiſch 
wiederkehrende iſt. 


$. 68. 
Die Kaſſe iſt zu ſchließen: 
1. wenn der Betrieb oder die Betriebe, für welche ſie errichtet iſt, auf⸗ 
gelöft werden 


2. ſoweit nicht auf den Betrieb, für welchen die Kaſſe errichtet iſt, die 
Vorſchrift des §. 61 Abſatz 1 Anwendung findet, wenn die Zahl der 
in dem Betriebe beſchäftigten verſicherungspflichtigen Perſonen dauernd 
unter die geſetzliche Mindeſtzahl ($. 60) ſinkt und die dauernde Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Kaffe nicht genügend ſichergeſtellt wird ($. 61 Abſatz 2), 

3. wenn der Betriebsunternehmer es unterläßt, für ordnungsmäßige Kaſſen⸗ 
und Rechnungsführung Sorge zu tragen. 

In dem Falle zu 3 kann gleichzeitig mit der Schließung der Kaſſe dem 
Betriebsunternehmer die in $. 62 vorgeſehene Verpflichtung auferlegt und die 
Errichtung einer neuen Betriebs⸗ (Fabrik-) Krankenkaſſe verſagt werden. 

Die Kaſſe kann nach Anhörung der betheiligten Gemeinden aufgelöſt werden, 
wenn der Betriebsunternehmer unter Zuſtimmung der Generalverſammlung die 
Auflöſung beantragt. 

Die Schließung oder Auflöſung erfolgt durch die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde. Gegen den dieſelbe ausſprechenden oder ablehnenden Beſcheid, in welchem 
die Gründe anzugeben ſind, kann binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung 
Beſchwerde an die vorgeſetzte Behörde erhoben werden. 

Auf das Vermögen der geſchloſſenen oder aufgelöſten Kaſſe finden die 
Vorſchriften des $. 47 Abſatz 5 mit der Maßgabe Anwendung, daß der Reſt 
des Vermögens, ſofern Kaſſenmitglieder, welche einer Orts⸗Krankenkaſſe über⸗ 

Reichs ⸗Geſetzbl. 1883. 18 
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wieſen werden, nicht vorhanden find, der Gemeinde-Krankenverſicherung zufällt. 
Sind die zur Deckung bereits entſtandener Unterſtützungsanſprüche erforderlichen 
Mittel nicht vorhanden, ſo ſind die letzteren vor Schließung oder Auflöſung der 
Kaſſe aufzubringen. Die Haftung für dieſelben liegt dem Betriebsunternehmer ob. 


F. Bau⸗Krankenkaſſen. 


$. 69. 


Für die bei Eiſenbahn⸗, Kanal⸗, Wege⸗, Strom-, Deich- und Feſtungs⸗ 
bauten, ſowie in anderen vorübergehenden Baubetrieben beſchäftigten Perſonen 
haben die Bauherren auf Anordnung der höheren Verwaltungsbehörde Bau⸗ 
Krankenkaſſen zu errichten, wenn ſie zeitweilig eine größere Zahl von Arbeitern 
beſchäftigen. 

$. 70. 


Die den Bauherren obliegende Verpflichtung kann mit Genehmigung der 
höheren Verwaltungsbehörde auf einen oder mehrere Unternehmer, welche die 
Ausführung des Baues oder eines Theiles desſelben für eigene Rechnung über⸗ 
nommen haben, übertragen werden, wenn dieſelben für die Erfüllung der Ver⸗ 
pflichtung eine nach dem Urtheile der höheren Verwaltungsbehörde ausreichende 
Sicherheit beſtellen. 


Fe de 


Bauherren, welche der ihnen nach F. 69 auferlegten Verpflichtung nicht 
nachkommen, haben den von ihnen beſchäftigten Perſonen für den Fall einer 
Krankheit und im Falle des Todes derſelben ihren Hinterbliebenen die im §. 20 
vorgeſchriebenen Unterſtützungen aus eigenen Mitteln zu leiſten. 


§. 72. 

Die in Gemäßheit des F. 69 errichteten Krankenkaſſen find zu ſchließen: 

1. wenn der Betrieb, für welchen fie errichtet find, aufgelöſt wird; 

2. wenn der Bauherr oder Unternehmer es unterläßt, für ordnungsmäßige 

Kaſſen⸗ und Rechnungsführung Sorge zu tragen. 

In dem Falle zu 2 trifft den Bauherrn oder Unternehmer die im $. 71 
ausgeſprochene Verpflichtung. 

Im übrigen finden auf die in Gemäßheit des F. 69 errichteten Kranken⸗ 
kaſſen die Vorſchriften der HH. 63 bis 68 mit der Maßgabe Anwendung, daß 
über die Anwendbarkeit der Vorſchrift des $. 32 die höhere Verwaltungsbehörde 
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bei Genehmigung des Kaſſenſtatuts, über die Verwendung des bei Schließung 
oder Auflöſung einer Kaſſe verbleibenden Reſtes des Kaſſenvermögens das Kaſſen⸗ 
ſtatut Beſtimmung treffen muß. Eine Verwendung zu Gunſten des Bauherrn 
oder Unternehmers iſt ausgeſchloſſen. 

Auf Streitigkeiten über Unterſtützungsanſprüche, welche auf Grund des $. 71 
gegen den Bauherrn erhoben werden, findet die Vorſchrift des F. 58 Abſatz 1 
Anwendung; auf Streitigkeiten über Erſatzanſprüche, welche auf Grund des §. 71 
und des $. 57 Abſatz 2 gegen den Bauherrn erhoben werden, findet die Vor⸗ 
ſchrift des §. 58 Abſatz 2 Anwendung. 8 


G. Innungs⸗Krankenkaſſen. 


ö. 73. 


Auf Krankenkaſſen, welche auf Grund der Vorſchriften des Titels VI der 
Gewerbeordnung von Innungen für die Geſellen und Lehrlinge ihrer Mitglieder 
errichtet werden, finden die Vorſchriften der $$. 19 Abſatz 4, 20 bis 22, 27 
bis 33, 39 bis 42, 51 bis 53, 55 bis 58, 65 Abſatz 3 Anwendung. 

Im übrigen bleiben für dieſe Kaſſen die Vorſchriften des Titels VI der 
Gewerbeordnung in Kraft. 


H. Verhältniß der Knappſchaftskaſſen und der eingeſchriebenen und 
anderen Huͤlfskaſſen zur Krankenverſicherung. 


$. 74. 


Für die Mitglieder der auf Grund berggeſetzlicher Vorſchriften errichteten 
Krankenkaſſen (Knappſchaftskaſſen) tritt weder die Gemeinde⸗Krankenverſicherung 
noch die Verpflichtung, einer nach Maßgabe der Vorſchriften dieſes Geſetzes er⸗ 
richteten Krankenkaſſe anzugehören, ein. 

Die ſtatutenmäßigen Leiſtungen dieſer Kaſſen in Krankheitsfällen müſſen, 
ſofern fie den Betrag der für die Betriebs- (Fabrik-) Krankenkaſſen vorgeſchriebenen 
Mindeſtleiſtungen nicht erreichen, ſpäteſtens bis zum Ablauf des Jahres 1886 
für ſämmtliche Mitglieder auf dieſen Betrag erhöht werden. 

Die dazu erforderliche Abänderung der Statuten der Knappſchaftskaſſen iſt, 
ſoweit ſie nicht innerhalb der gedachten Friſt auf dem durch die Landesgeſetze 
oder die Statuten vorgeſchriebenen Wege erfolgt, durch die Aufſichtsbehörden mit 
rechtsverbindlicher Wirkung vorzunehmen. 

Die Vorſchriften des §. 26 Abſatz 1 finden auch auf Knappſchaftskaſſen 
Anwendung. 

18* 
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Im übrigen bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Knappſchafts⸗ 
kaſſen unberührt. 


$. 75. 


Für Mitglieder der auf Grund des Geſetzes vom 7. April 1876 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 125) errichteten eingeſchriebenen Hülfskaſſen, ſowie der auf Grund 
landesrechtlicher Vorſchriften errichteten Hülfskaſſen, für welche ein Zwang zum 
Beitritte nicht beſteht, tritt weder die Gemeinde-Krankenverſicherung noch die Ver⸗ 
pflichtung, einer nach Maßgabe der Vorſchriften dieſes Geſetzes errichteten Kranken⸗ 
kaſſe beizutreten, ein, wenn die Hülfskaſſe, welcher ſie angehören, ihren Mit⸗ 
gliedern mindeſtens diejenigen Leiſtungen gewährt, welche in der Gemeinde, in 
deren Bezirk die Kaſſe ihren Sitz hat, nach Maßgabe des $. 6 von der Gemeinde⸗ 
Krankenverſicherung zu gewähren ſind. Kaſſen, welche freie ärztliche Behandlung 
und Arznei nicht gewähren, genügen dieſer Bedingung durch Gewährung eines 
Krankengeldes von drei Vierteln des ortsüblichen Tagelohnes ($. 8). 


J. Schluß⸗, Straf- und Uebergangsbeſtimmungen. 


F. 76. 


Iſt für einen Bezirk eine gemeinſame Meldeſtelle nach Maßgabe des $. 49 
Abſatz 3 errichtet, ſo kann die Aufſichtsbehörde anordnen, daß die Krankenkaſſen 
des Bezirks, deren Mitgliedfchaft von der Verpflichtung, der Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verſicherung oder einer Orts⸗Krankenkaſſe anzugehören, befreit, jeden Austritt 
eines Mitgliedes binnen einer Woche bei der Meldeſtelle zur Anzeige bringen. 

Die Anordnung iſt in der für Bekanntmachungen der Gemeindebehörden 
vorgeſchriebenen oder üblichen Form zu veröffentlichen. 

Zur Erſtattung der Anzeige iſt für jede Kaſſe, ſofern deren Vorſtand nicht 
eine andere Perſon benennt, der Kaſſen- und Rechnungsführer derſelben verpflichtet. 


. 
Die auf Grund dieſes Geſetzes gewährten Leitungen, ſowie die Unterſtützungen, 
welche nach Maßgabe des $. 57 Abſatz 2 und erſetzt find, gelten nicht als öffent- 
liche Armenunterſtützungen. 


$. 78. 


Die auf Grund dieſes Geſetzes zu verſichernden Perſonen ſind in Streitig⸗ 
keiten über Unterſtüzungsanſprüche vom Koſtenvorſchuß befreit. 

Amtliche Beſcheinigungen, welche zur Legitimation von Kaſſen⸗ und Ver⸗ 
bandsvorſtänden oder zur Führung der den Verſicherungspflichtigen nach Vor— 
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ſchriften dieſes Geſetzes obliegenden Nachweiſe erforderlich werden, find gebühren- 
und ſtempelfrei. 


$. 79. 


Die Friſten und Formulare für die in den $$. 9, 41 vorgeſchriebenen 
Ueberſichten und Rechnungsabſchlüſſe werden vom Bundesrath feſtgeſtellt. 
Mindeſtens von fünf zu fünf Jahren findet eine einheitliche Zuſammenſtellung 
und Verarbeitung für das Reich ſtatt. 


$. 80. 


Den Arbeitgebern ift unterfagt, die Anwendung der Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes zum Nachtheile der Verſicherten durch Verträge (mittelſt Reglements oder 
beſonderer Uebereinkunft) auszuſchließen oder zu beſchränken. Vertragsbeſtimmungen, 
welche dieſem Verbote zuwiderlaufen, haben keine rechtliche Wirkung. 


$. 81. 


Wer der ihm nach $. 49 oder nach den auf Grund des F. 2 Abſatz 2 
erlaſſenen Beſtimmungen obliegenden Verpflichtung zur An⸗ oder Abmeldung oder 
der ihm nach $. 76 obliegenden Anzeigepflicht nicht nachkommt, wird mit Geld- 
ſtrafe bis zu zwanzig Mark beſtraft. 


$. 82. 


Arbeitgeber, welche den von ihnen beſchäftigten, dem Krankenverſicherungs⸗ 
zwange unterliegenden Perſonen bei der Lohnzahlung vorſätzlich höhere als die 
nach $$. 53, 65 zuläſſigen Beträge in Anrechnung bringen, oder dem Verbote 
des F. 80 entgegenhandeln, werden, ſofern nicht nach anderen geſetzlichen Be— 
ſtimmungen eine härtere Strafe eintritt, mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark 
beſtraft. 

$. 83. 

Die in dieſem Geſetze für Gemeinden getroffenen Beſtimmungen gelten auch 
für die einem Gemeindeverbande nicht einverleibten ſelbſtändigen Gutsbezirke und 
Gemarkungen mit Ausnahme des F. 5 Abſatz 2 und des $. 13. Soweit aus 
denſelben der Gemeinde Rechte und Pflichten erwachſen, tritt an ihre Stelle der 
Gutsherr oder der Gemarkungsberechtigte. 


$. 84. 


Die Beſtimmung darüber, welche Behörden in jedem Bundesſtaate unter 
Gemeindebehörde, höhere Verwaltungsbehörde, und welche Verbände als weitere 
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Kommunalverbände im Sinne dieſes Geſetzes zu verſtehen find, bleibt den Landes⸗ 
regierungen mit der Maßgabe überlaſſen, daß mit den von den höheren Ver⸗ 
waltungsbehörden wahrzunehmenden Geſchäften diejenigen höheren Verwaltungs⸗ 
behörden zu betrauen ſind, welche nach Landesrecht die Aufſicht oder Oberaufſicht 
in Gemeindeangelegenheiten wahrzunehmen haben. 

Die auf Grund dieſer Vorſchrift erlaſſenen Beſtimmungen ſind bekannt zu 
machen. 

Bei Betriebs- (Fabrik⸗) und Bau⸗Krankenkaſſen, welche ausſchließlich für 
Betriebe des Reichs oder des Staates errichtet werden, können die Befugniſſe und 
Obliegenheiten der Aufſichtsbehörde und der höheren Verwaltungsbehörde den den 
Verwaltungen dieſer Betriebe vorgeſetzten Dienſtbehörden übertragen werden. 


$. 85. 


Beſtehende Krankenkaſſen, in Anſehung deren nach den bisher geltenden 
Vorſchriften für Perſonen, welche unter die Vorſchrift des §. 1 fallen, eine Bei⸗ 
trittspflicht begründet war, unterliegen den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 

Die Statuten dieſer Kaſſen ſind, ſoweit ſie hinſichtlich der Beſtimmungen 
über die Kaſſenleiſtungen und Kaſſenbeiträge, über die Vertretung und Ver⸗ 
waltung der Kaſſe den Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht genügen, bis zum 
1. Januar 1885 der dazu erforderlichen Abänderung zu unterziehen. 

Wird die erforderliche Abänderung nicht bis zu dieſem Zeitpunkte auf dem 
durch die bisher geltenden Vorſchriften vorgeſehenen Wege vorgenommen, ſo wird 
dieſelbe von der höheren Verwaltungsbehörde mit rechtsverbindlicher Wirkung 
vollzogen. 

Bisherige Leiſtungen dieſer Kaſſen, welche nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes von den Krankenkaſſen nicht übernommen werden dürfen, können, ſoweit 
ſie nicht in Invaliden⸗, Wittwen⸗ und Waiſenpenſionen beſtehen, beibehalten 
werden, ſofern die bisherigen ſtatutenmäßigen Kaſſenbeiträge mit Hülfe der Ein⸗ 
künfte des etwa vorhandenen Vermögens nach dem Urtheile der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde zur dauernden Deckung der Kaſſenleiſtungen ausreichend ſind, 
oder auf dem für die Abänderung des Statuts vorgeſchriebenen Wege und unter 
Berückſichtigung der Vorſchrift des §. 31 Abſatz 2 erhöht werden. 

Im übrigen finden auf die Abänderung des Statuts die Vorſchriften der 
§§. 24, 30 Anwendung. 


§. 86. 
Für Kaſſen der in F. 85 bezeichneten Art, welche neben den nach den Vor⸗ 


ſchriften dieſes Geſetzes zuläſſigen Leiſtungen Invaliden⸗, Wittwen⸗ oder Waiſen⸗ 
penſionen gewähren, treten folgende Beſtimmungen in Kraft: 


1. Die bisherige Kaſſe bleibt als Krankenkaſſe beſtehen. Auf dieſelbe 
finden die Vorſchriften des F. 85 Anwendung. 
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2. Der ſtatutenmäßigen Vertretung der bisherigen Kaffe, bei Betriebs 
(Fabrik-) Krankenkaſſen (§. 59) jedoch nur unter Zuſtimmung des 
Betriebsunternehmers, iſt geſtattet, eine beſondere Penſionskaſſe mit 
Beitrittszwang für diejenigen Klaſſen von Perſonen, welche der bis⸗ 
herigen Kaſſe beizutreten verpflichtet waren, zu errichten. 


3. Für die neue Penſionskaſſe iſt durch Beſchluß der Vertretung der bis⸗ 
herigen Kaſſe, bei Betriebs- (Fabrik-) Krankenkaſſen durch den Betriebs⸗ 
unternehmer, nach Anhörung der Vertreter der bisherigen Kaſſe ein 
Kaſſenſtatut zu errichten. 

4. Findet die Errichtung einer beſonderen Penſionskaſſe ftatt, fo erfolgt 
die Verwendung des Vermögens der bisherigen Kaſſe nach Anordnung 
der höheren Verwaltungsbehörde in der Weiſe, daß zunächſt derjenige 
Betrag, welcher zur Deckung der bereits entſtandenen Penſionsanſprüche 
erforderlich iſt, ausgeſchieden und der Penſionskaſſe mit der Verpflichtung, 
dieſe Anſprüche zu befriedigen, überwieſen wird. Der Reſt des Ver⸗ 
mögens wird zwiſchen der Krankenkaſſe und der Penſionskaſſe mit der 
Maßgabe vertheilt, daß der Krankenkaſſe höchſtens der zweijährige Betrag 
der nach Vorſchrift des neuen Kaſſenſtatuts für die derzeitigen Kaſſen⸗ 
mitglieder zu erhebenden Beiträge überwieſen wird. 


5. Wird eine beſondere Penſionskaſſe nicht errichtet, ſo iſt nach Anordnung 
der höheren Verwaltungsbehörde aus dem Vermögen der bisherigen 
Kaffe derjenige Betrag auszuſcheiden, welcher erforderlich iſt, um die 
bereits entſtandenen Penſionsanſprüche zu decken. 

Für den ausgeſchiedenen Vermögenstheil iſt von der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde eine beſondere Verwaltung zu beſtellen, auf welche die Verpflichtung zur 
Befriedigung der Penſionsanſprüche übergeht. 

Reicht das Vermögen der bisherigen Kaffe nicht aus, um die bereits ent- 
ſtandenen Penſionsanſprüche zu decken, ſo werden die letzteren um den nicht 
gedeckten Betrag pro rata ermäßigt. 

Der nach der Ausſcheidung verbleibende Reſt des Vermögens der bisherigen 
Kaſſe und der nach Befriedigung ſämmtlicher auf den ausgeſchiedenen Vermögens⸗ 
theil angewieſenen Anſprüche von dieſem verbleibende Reſt fallen der Krankenkaſſe zu. 


$. 87. 


Das Geſetz, betreffend die Abänderung des Titel VIII der Gewerbeordnung 
vom 8. April 1876 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 134), wird aufgehoben. Die auf Grund 
des Artikels 1 $$. 141, 1416, 141 desſelben getroffenen ſtatutariſchen Be⸗ 
ſtimmungen treten, ſoweit ſie den Vorſchriften dieſes Geſetzes zuwiderlaufen, 
außer Kraft. 

Das Geſetz über eingeſchriebene Hülfskaſſen vom 7. April 1876 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 125) findet in Jukunft auf die unter die Vorſchriften der Abſchnitte C 
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bis 6 dieſes Geſetzes fallenden Kaſſen keine Anwendung mehr. Auf beſtehende 
Kaſſen dieſer Art, welche als eingeſchriebene Hülfskaſſen zugelaſſen find, finden die 
Vorſchriften des §. 85 Abſatz 1, 2, 3, 5 Anwendung. 


$. 88. 


Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes treten, ſoweit ſie die Beſchlußfaſſung 
über die ſtatutariſche Einführung des Verſicherungszwanges, ſowie die Herſtellung 
der zur Durchführung des Verſicherungszwanges dienenden Einrichtungen betreffen, 
mit dem 1. Dezember 1883, die übrigen mit dem 1. Dezember 1884 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 15. Juni 1883. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 
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